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Kassel, 09.04.2008 

Entwurf einer Satzung und einer Beitragssatzung für OPLC Deutschland 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe OPLCler! 

 Auf der Cebit wurden wir gebeten, bei der Gründung ein wenig zur Seite zu stehen, 

was wir gern tun wollen. Da sich nun der Gründungsworkshop relativ weit nach hinten 

verschoben hat, dachten wir, es sei eine gute Idee, die Zeit zu nutzen und unsere 

Ausarbeitungen zu einer Vereinssatzung bereits jetzt zur Diskussion zu stellen, damit einerseits 

auch diejenigen ihre Meinung sagen können, die bei dem Workshop verhindert sind und 

andererseits die kommenden gut zwei Wochen möglichst effizient genutzt werden. 

Wir haben jeden einzelnen Paragraphen der Satzung kurz erläutert und die Erläuterung kursiv 

hervorgehoben. Soweit wir Abstimmungsbedarf im Detail sehen, haben wir den 

entsprechenden Text in eckige Klammern gesetzt. Einiges dürfte bekannt sein, anderes ist für 

eine Vereinssatzung ungewöhnlich. Wir hoffen, damit eine fruchtbare Diskussion anzustoßen, 

 
 
 

 
 

  
 
 

 
AW E T  T E S F A I E S U S  
R E C H T S A N W Ä L T I N  

 

  
 
 

 
G U I D O  B O C K A M P  
R E C H T S A N W A L T  

 

     



B O C K A M P  &  T E S F A I E S U S 
R E C H T S A N W Ä L T E 

   

     

 

2 

          

 

 

S A T Z U N G S E N T W U R F  

 

§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein trägt den Namen „OLPC Deutschland“; Nach erfolgter Eintragung mit dem 

Zusatz „e.V.“. 

(2) Er hat den Sitz in […]. 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

1.  Der Verein muss eindeutig zu bezeichnen sein. Der Name darf nicht irreführend oder verwechslungsgeneigt 

(z.B. „Deutsche Hungerhilfe“ wird leicht verwechselt mit „Deutsche Welthungerhilfe“; „Hessisches Rotes Kreuz“ 

erweckt den Eindruck eine Gliederung des Deutschen Roten Kreuzes zu sein; „MP-Institut für 

Teilchenforschung“ erweckt den Anschein, es handele sich um eine Gliederung des Max-Planck-Instituts; 

„Eidgenössisches Raumfahrtbundesamt“ erweckt den Anschein, Teil der Exekutivverwaltung der Schweiz zu 

sein) sein. Beides wäre bei „OLPC Deutschland“ nicht der Fall. 

2. Der Sitz des Vereins bestimmt sich grundsätzlich danach, wo die tatsächliche Geschäftsführung statt findet. 

Dabei ist nicht die postalische Anschrift sondern die politische Gemeinde gemeint. Dies ist für viele Vereine ein 

unterschätztes Problem. Ein Verein hat zum Einen mit dem Vereinsregister, zum anderen aber auch mit der 

Finanzverwaltung zu. Während die Kommunikation mit dem Registergericht erfahrungsgemäß relativ 

unproblematisch ist, bringt der Wechsel des Finanzamtes unter Umständen eine Änderung der 

Handhabungspraxis bei bestimmten steuerlichen Fragen mit sich. Wir empfehlen daher, bei der Sitzfrage eine 

möglichst dauerhafte Lösung zu finden.  

3. Die Geschäftsjahresregelung sollte praktischerweise mit dem Kalenderjahr zusammenfalle 
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§ 2 Vereinszweck und Vereinsarbeit 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung (§§ 51ff) in der jeweils gültigen 

Fassung.  

Zweck des Vereins ist […]. 

(2) Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

[…] (möglichst genaue Beschreibung der Vereinsarbeit). 

Vereinszweck: Die Gemeinnützigkeit ist davon abhängig, ob eine Einrichtung einen der Zwecke verfolgt, die die 

Abgabenordnung (AO) für gemeinnützig hält.  Als Zwecke kämen im konkreten Fall in Frage: 

• „die Förderung von Wissenschaft und Forschung“ (Nr. 1.), 

• „die Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe;“ (Nr. 7) 

• „die Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranzauf allen Gebieten der Kultur und des 

Völkerverständigungsgedankens;“ (Nr. 13) 

• „die Förderung der Entwicklungszusammenarbeit;“ (Nr. 15) 

• „die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher 

Zwecke.“ (Nr. 25) 

 Vereinsarbeit (Abs. 2) Dieser Teil ist essentiell für die steuerliche Behandlung des Vereins. Die Arbeit sollte 

möglichst umfassend und eindeutig beschrieben werden, damit später nicht steuerliche Privilegien verschenkt 

werden.  

Besonders zu beachten ist, dass sich möglichst alle Aspekte der zukünftigen Tätigkeit hier finden sollten. Spätere 

Ergänzungen sind zwar möglich, aber eben mit entsprechenden Hürden verbunden, da sie Satzungsänderungen darstellen, für 

die bestimmte Quoren (d.h. Mindestanzahl von Stimmen) eingehalten werden müssen. 

• Bildungsmaßnahmen 

• Vorträge / Veranstaltungen / Seminare 

• Belieferung von Programmierern mit XOs 

• Entwicklung und Weiterentwicklung von Software für den XO. 
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• Maßnahmen zur Schaffung von Bewusstsein für die Problematik der digitalen Spaltung (Digital Devide); auch 

durch Lobbyarbeit. 

• Versorgung von Schulen und anderen Bildungseinrichtungen. 

• Betreibung der Gründung einer rechtsfähigen gemeinnützigen Stiftung des Privatrechts zur Sicherung der 

Dauerhaftigkeit der Verfolgung der Ziele des Verein. 

§ 3 Selbstlosigkeit 

(1) Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder des Vereins dürfen in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus 

Mitteln des Vereins erhalten. 

(3) Die Mitglieder dürfen bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung des 

Vereins keine Anteile des Vereinsvermögens erhalten. 

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

Die Selbstlosigkeit (Abs. 1 bis 3) grenz den Idealverein vom Wirtschaftsverein ab. Der Wirtschaftsverein wird in 

Deutschland (mit ganz punktuellen Ausnahmen) nicht zugelassen.  

Außerdem wird durch diese Regel klar gestellt, dass weder eine Genossenschaft noch eine oHG gegründet werden 

soll, die Ihre gewinne an die Mitglieder ausschütten. 

Abs. 4 soll in erste Linie dem Mäßigungsgebot Rechnung tragen. Nach diesem Grundsatz, sollen auch Personen, 

die dem Verein dienen (z.B. Angestellte) ihren Teil zum Gelingen, des gemeinnützigen Zwecks beitragen, indem 

sie nur eine maßvolle Vergütung erhalten. Aus Arbeitnehemersicht könnte man sagen: der Arbeitnehmer einer 

gemeinnützigen Einrichtung schuldet überobligatorischen Einsatz.  
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§ 4 Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche (und juristische) Person werden, die seine Ziele 

unterstützt. 

(2) Über den Antrag auf Aufnahme in den Verein entscheidet der Vorstand. 

(3) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 

(4) Der Austritt eines Mitgliedes ist jederzeit möglich. Er erfolgt durch schriftliche Erklärung 

gegenüber dem Vorsitzenden und entfaltet Wirkung am Tag nach dem Zugang der Erklärung. 

Die Textform ist ebenfalls zulässig. 

(5) Wenn ein Mitglied gegen die Ziele und Interessen des Vereins schwer verstoßen hat oder 

trotz Mahnung mit dem Beitrag für 3 Monate im Rückstand bleibt, so kann es durch den 

Vorstand mit sofortiger Wirkung ausgeschlossen werden. Sofern der Vorstand aus mehreren 

Personen besteht, bedarf der Ausschluss der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder des 

Vorstandes. Dem Mitglied soll vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Rechtfertigung bzw. 

Stellungnahme gegeben werden.  

(6) Gegen den Ausschliessungsbeschluss kann innerhalb einer Frist von 21 Tagen nach 

Mitteilung des Ausschlusses Berufung nach § 11 dieser Satzung eingelegt werden. Die 

Versammlung entscheidet dabei mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Bei 

Stimmengleichheit gilt der Ausschlussbeschluss des Vorstands als bestätigt. Bis zum Beschluss 

durch die Mitgliederversammlung ruhen die Rechte und Pflichten des Mitglieds. Bei der 

Abstimmung über die Berufung des Mitglieds hat das Mitglied, welches die Berufung eingelegt 

hat, kein Stimmrecht. 

Dieser Paragraf enthält die Regeln, für die Mitgliedschaft. Abs. 1 und 3 dient lediglich der Klarstellung. Abs. 2 

regelt die Zuständigkeit für die Entscheidung über die Aufnahme.  
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Abs. 4 regelt die Modalitäten des Austritts aus dem Verein. Dabei ist Satz 1 klarstellender und die Sätze 2 

und 3 regelnder Natur. Letztere bestimmen die Form der Erklärung. Zugelassen sind schriftliche Erklärungen 

und Erklärungen in Textform, also z.B. per E-Mail. 

Abs. 5 Regelt die Zuständigkeit und die Voraussetzungen für einen Ausschluss aus dem Verein. Diese Regelung 

ist üblich. 

Abs. 6 ist für Vereinssatzungen eher unüblich, denn er bestimmt einen Rechtsschutzweg innerhalb des Verein. 

Dieser muß stets beschritten werden. Zu den Vorteilen siehe unten unter § 11. 

§ 5 Beiträge 

Die Mitglieder zahlen Beiträge nach Maßgabe eines Beschlusses der Mitgliederversammlung. 

Zur Festlegung der Beitragshöhe und -fälligkeit ist eine einfache Mehrheit der in der 

Mitgliederversammlung anwesenden stimmberechtigten Vereinsmitglieder erforderlich. 

Zwar ist die Erhebung von Mitlgiedsbeiträge nicht zwingend, man sollte aber bedenken, dass die geordnete 

Vereinsarbeit immer Geld kostet (Porto für die Einladungen, Raummiete etc.). Es empfielt sich daher, 

Mitgliedsbeiträge zu erheben. Eine entsprechende Beitragssatzung sollte getrennt beschlossen werden, damit sie 

auch getrennt geändert werden kann und nicht jedes mal dem Registergericht mitgeteilt werden muss 

§ 6 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind 

a) der Vorstand 

b) die Mitgliederversammlung 

Die Vorschrift dient lediglich der Klarstellung und gibt die Rechtslage wieder, wie sie ist. 

§ 7 Der Vorstand 
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(1) Der Vorstand besteht aus [zwei/drei] Mitgliedern. Er vertritt den Verein gerichtlich und 

außergerichtlich. [Je zwei Vorstandsmitglieder sind gemeinsam vertretungsberechtigt.] 

(2) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von [einem Jahr] gewählt. 

Die Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist möglich. Der Vorsitzende wird von der 

Mitgliederversammlung in einem besonderen Wahlgang bestimmt. Die jeweils amtierenden 

Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im Amt, bis Nachfolger gewählt sind. 

(3) Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins. Der Vorstand übt 

seine Tätigkeit ehrenamtlich aus. Der Vorstand kann für die Geschäfte der laufenden Verwaltung 

einen Geschäftsführer (§ 30 BGB) bestellen. Dieser ist berechtigt, an den Sitzungen des 

Vorstandes mit beratender Stimme teilzunehmen. 

(4) Vorstandssitzungen finden jährlich mindestens […] mal statt. Die Einladung zu 

Vorstandssitzungen erfolgt unter Einhaltung einer Einladungsfrist von mindestens 21 Tagen. Zu 

laden sind mindestend die Mitglieder des Vorstands. Vorstandssitzungen sind beschlussfähig, 

wenn mindestens zwei Mitglieder des Vorstands anwesend sind. Bei Vorstandssitzungen dürfen 

alle Vereinsmitglieder teilnehmen, sie haben aber kein Rederecht. 

(5) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder. 

(6) Beschlüsse des Vorstands können auch schriftlich oder in Textform im Umlaufverfahren oder 

fernmündlich gefasst werden, wenn die Mehrheit der Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu 

diesem Verfahren erklären. Schriftlich oder fernmündlich gefasste Vorstandsbeschlüsse sind 

schriftlich oder in Textform niederzulegen. 

§ 7 gibt in großen Teilen nur die Rechtslage wieder und dient in erster Linie der Klarstellung.  

Abs. 1 Satz 2 enthält eine Regelung, wonach für jede Vertretung das gemeinsame Handeln von zwei Personen 

erfordern soll (Vier-Augen-Prinzip). Wir wollen auf die Möglichkeit aufmerksam machen, dies so zu regeln, 

raten aber eher davon ab Satz 2 so zu beschließen. Ein wirkliches Vier-Augen-Prinzip lähmt einen aktiven 

Verein sehr schnell. Oft ist zu hören, dass das Vier-Augen-Prinzip vor Mißbrauch schützen soll. Dies mag sein, 

aber sollte es dennoch zu einem Mißbrauch der Vorstandsstellung kommen, bleibt immernoch der Weg in eine 

strafrechtliche Anzeige wegen Untreue. 
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In Abs. 3 ist die Möglichkeit geregelt, einen Geschäftsführer („besonderer Vertreter“) zu bestellen. Der 

Geschäftsführer entlastet den Vorstand bei den Geschäften der täglichen Verwaltung und darf nicht mit dem 

Geschäftführer z.B. einer GmbH verwechselt. Der Geschäftsführer eines Vereins nach § 30 BGB darf bestimmte 

Geschäfte nicht tätigen (sog. explizite Leitungsaufgaben, wie Spendenbescheinigungen, Steuererklärungen und die 

Überwachung der Zahlungsfähigkeit).  

Das Gesetz sieht diese Möglichkeit, einen Geschäftsführer zu bestellen nur vor, falls die Satzung dies explizit 

erlaubt (§ 30 BGB). Wir empfehlen, diese Möglichkeit in jedem Fall zumindest vorzusehen auch wenn erst 

später davon gebrauch gemacht werden sollte.. Dies folgt aus dem Umstand, dass derzeit noch nicht absehbar ist, 

wieviele Rechtsgeschäfte der Vorstand zu tätigen haben wird. Sollten die wirtschaftlichen und organisatorischen 

Aufgaben, den (immerhin ehrenamtlichen) Vorstand zu sehr belasten, ist es gut, zumindest die Option zu haben, 

sich Eentlastung zu verschaffen.  

In Abs. 6 ist die Möglichkeit fest geschrieben, Beschlüsse auch telefonsich oder per E-Mail, IRC-Chat etc. zu 

fassen. Wir sind der Ansicht, dass es der Natur von OLPC entspricht, solche Möglichkeiten vorzusehen. In 

rechtlicher hinsicht ist dies möglich, wenn es in der Satzung vorgesehen ist 

§ 8 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist einmal jährlich einzuberufen. 

(2) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn es das 

Vereinsinteresse erfordert oder wenn die Einberufung von [40 vom Hundert/einem Drittel] der 

Vereinsmitglieder schriftlich und unter Angabe des Zweckes und der Gründe verlangt wird. Das 

Begehren ist an den Vorstand zu richten. 

(3) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt unter Wahrung einer Einladungsfrist 

von mindestens 21 Tages bei gleichzeitiger Bekanntgabe der Tagesordnung.  

(4) Die Mitgliederversammlung als das oberste beschlussfassende Vereinsorgan ist grundsätzlich 

für alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser Satzung nicht einem 

anderen Vereinsorgan übertragen wurden. Ihr sind insbesondere die Jahresrechnung und der 

Jahresbericht zur Beschlussfassung über die Genehmigung und die Entlastung des Vorstandes 

schriftlich vorzulegen. [Sie bestellt [zwei Rechnungsprüfer/Revisoren], die weder dem Vorstand 
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noch einem vom Vorstand berufenen Gremium angehören und auch nicht Angestellte des 

Vereins sein dürfen, um die Buchführung einschließlich Jahresabschluss zu prüfen und über das 

Ergebnis vor der Mitgliederversammlung zu berichten.] Die Mitgliederversammlung entscheidet 

z.B. auch über 

a) Gebührenbefreiungen, 

b) Aufgaben des Vereins, 

c) An- und Verkauf sowie Belastung von Grundstücken, 

d) Beteiligung an Gesellschaften, 

e) Aufnahme von Darlehen ab 500,00 €. 

f) Genehmigung aller Geschäftsordnungen für den Vereinsbereich, 

g) Mitgliedsbeiträge, 

h) Satzungsänderungen, 

i) Auflösung des Vereins. 

(5) Jede satzungsmäßig einberufene Mitgliederversammlung wird als beschlussfähig anerkannt 

ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Vereinsmitglieder. Jedes Mitglied hat eine 

Stimme. 

(6) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei 

Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Verein und steht damit über dem Vorstand. § 8 der 

Satzung gibt in den Absätzen 4, 5 und 6 in wesentlichen die Rechtlage nach § 32 BGB wieder. Abs. 4 enthält 
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die Option eine interne Revision einzurichten. Wir weisen auf diese Möglichkeit hin und stellen die Einrichtung 

der Gründungsversammlung anheim. Die Revision hat sicherlich eine positive Wirkung, diese darf aber keinesfalls 

überschätzt werden, denn die Aufgabe eines Revisors muss der Vorstand sowieso erbringen, denn ihm obliegt es, 

die Steuererklärung zu fertigen. Im Rahmen der Vorbereitung der Steuererklärung muss die Verwendung der 

Mittel nachgewiese werden. 

Abs. 2 enthält ein Mindestquorum für die Einberufung einer außerordentlichen Mitlgiederversammlung durch 

eine Minderheit. Nach der gesetzlichen Regelung (§ 37 BGB) beträgt das Quorum grundsätzlich 10 %. In dieser 

Größenordnung ist es aber in der Praxis nie anzutreffen. In der Regel beträgt das Quorum 1/3 der Mitglieder. 

§ 9 Satzungsänderung 

(1) Zu einem Beschluss, der eine Änderung der Satzung enthält, ist eine Mehrheit von drei 

Vierteln der erschienenen Mitglieder erforderlich. Zur Änderung des Zweckes des Vereins ist die 

Zustimmung aller Mitglieder erforderlich; die Zustimmung der nicht erschienenen Mitglieder 

muss schriftlich erfolgen.  

(2) Über Satzungsänderungen kann in der Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, 

wenn auf diesen Tagesordnungspunkt bereits in der Einladung zur Mitgliederversammlung 

hingewiesen wurde und der Einladung sowohl der bisherige als auch der vorgesehene neue 

Satzungstext beigefügt worden waren. 

Diese  Regelung gibt den Gesetzestext (§ 33) wieder, ergänzt um das Erfordernis, dass auf eine bevorstehende 

Satzungsänderung bereits in der Einladung hingewiesen werden muss. Nach der Rechtsprechung ist dies ohnehin 

der Fall. 

§ 10 Beurkundung von Beschlüssen 

Die in Vorstandssitzungen und in Mitgliederversammlungen erfassten Beschlüsse sind 

schriftlich niederzulegen und vom Vorstand zu unterzeichnen.  

Die Regelung dient der Nachvollziehbarkeit und transparenz der Vorstandsarbeit. 
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§ 11 Rechtsbehelf gegen Maßnahmen des Vereins - „Berufung“ 

(1) Sofern ein Mitglied sich in einem seiner Mitgliedsrechte verletzt sieht, hat es zunächst 

vereinsinternen Rechtsschutz („Berufung“) zu suchen. Erst nach erfolgloser Durchführung 

dieser Berufung kann ein Mitglied gerichtlichen Rechtsschutz suchen. Die Berufung eines 

Mitglied hat keine aufschiebende Wirkung. 

(2) Jedes Mitglied kann gegen eine Maßnahme des Vorstandes oder der Mitgliederversammlung 

binnen 14 Tagen Berufung einlegen, wenn es selbst von der Maßnahme betroffen ist. Die Frist 

beginnt mit dem Tag an dem das Mitglied Kenntnis von der Maßnahme erlangt. Die Berufung 

ist an den Vorstand zu richten. Die Berufung soll begründet werden. 

(3) Der Vorstand entscheidet über die Berufung binnen 6 Monaten nach Eingang des Antrages 

und teilt diese Entscheidung dem Berufungsführer mit. Hilft der Vorstand der Berufung nicht 

ab, legt er die Berufung der Mitgliederversammlung zur endgültigen Entscheidung vor. Die 

Mitgliederversammlung entscheidet über diese Berufung in der nächsten Sitzung, die auf die 

Entscheidung folgt. Bei dieser Entscheidung hat der Beschwerdeführer weder Stimm- noch 

Rederecht. Diese Entscheidung ist endgültig. 

§ 11 sieht ein System des vereinsinternen Rechtsschutz vor. Diese Regelung ist in der Praxis hauptsächlich in 

Parteien anzutreffen und insgesmat sehr selten. Wir empfehlen dringend eine solche Regelung einzuführen, um 

folgendes Problem tu vermeiden: 

Gibt es eine solche Regelung nicht, so kann jedes Mitglied jederzeit gegen Beschlüsse Klagen, die seiner Ansicht 

nach rechtswidrig sind. Damit können auch Satzungsänderungen verzögert oder verhindert werden. Dies birgt ein 

erhebliches Mißbruachspotential. Eine feindlich gesonnene Organisation könnte Mitglieder in den Verein 

„schleusen“, die dann Beschlüsse gezielt torpedieren, indem sie über Kleinigkeiten das Gericht anrufen, um 

feststellen zu lassen, dass ein Beschluss rechtswidrig war. Dies ähnelt den „Raubritter-Aktionären“ bei einer 

Aktiengesellschaft ( der Fall „Klaus Zapf“ wurde berühmt LG Frankfurt 5. KfH, 02.10.2007, 3-5 O 

177/07 et alt.). Zwar entfalten die aktienrechtlichen Beschlüsse Wirkung „inter omnes“ und lassen sich damit 

besser als Druckmittel einsetzen, trotzdem sollte aber keinesfalls die Gefährlichkeit solcher Handlungen im 

Vereinsrecht unterschätzt werden. Unsere Praxis hat leider gezeigt, dass Vereinsbeschlüsse häufig formal 

rechtswidrig sind und daher zu gerichtlichen Anfechtungen geradezu einladen. Auf den Verein kommt dann stets 

ein immenses Kostenrisiko zu, denn er muss nicht nur die eigenen Anwaltskosten zahlen, sondern auch die 
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Anwalts- und Gerichtskosten des klagenden Mitglieds. Für die Einreichung einer solchen Klage bedarf es zudem 

keiner „Vorwarnung“. 

Die in § 11 entworfene Regelung baut dem vor, denn sie nimmt einer „Klage aus heiterem Himmel“ das 

Rechtsschutzinteresse. Außerdem sieht das Rechtsschutzsystem vor, die Berufung, nachdem der Vorstand 

entschieden hat, der Mitgliederversammlung vorzulegen. Sollte sich herausstellen, dass tatsächlich formale Fehler 

passiert sind, hat die Mitgliederversammlung die Chance, der Berufung durch Mehrheitsbeschluss statt zu geben 

und den angegriffenen Akt alsdann sofort (form-konfrom) zu widerholen. 

Wir raten dringen zu dieser Regelung, um ein „Kaputtklagen“ des Vereins zu unterbinden 

§ 11 Bekanntgabe von Maßnahmen 

Der Verein, kann Maßnahmen (Beschlüsse der Organe, Einladungen und Berichte) auch auf 

elektronischem Weg in Textform bekannt geben. Dies kann über eine besondere Website 

(„digitaler Schaukasten“), per E-Mail oder sonst in digitaler Form geschehen. Auf diesem Weg 

können auch Einladungen zu Mitgliederversammlungen bekannt  gegeben werden. Fristen, die 

der Verein und seine Organe wahren müssen,  werden auch dadurch gewahrt, dass die 

Mitteilung rechtzeitig online gestellt wird. Wählt der Verein diese Möglichkeit der Bekanntgabe, 

soll die Website einen Feed bereitstellen, der von den Mitgliedern aboniert werden kann. 

Diese Regelung ist bei kleinen Vereinen relativ unüblich, sollte aber trotzdem beschlossen werden. Sinn und 

Zweck dieser Regelung ist es, sowohl Protokosten zu sparen als auch, die Frage zu regeln, wann Zustellung 

worden ist. Portokosten stellen bei gemeinnützigen Einrichtungen in der Regel einen gewaltigen Anteil am 

Gesamtbudget dar. Außerdem können wir aus der Anwaltspraxis leider berichten, dass die Postdienstleister – 

gleich welcher Farbe – erheblich an Zuverlässigkeit vermissen lassen und das eine große Gefahr für 

dieordnungsgemäße  Ladung der Mitglieder enthält. 

Die Regelung bezeichnet bestimmte Techniken (Feed). Wir gehen davon aus, dass es auch zukünftig der Natur 

der Mitgliedschaft entspricht, diese Techniken zu nutzen. 
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§ 12 Auflösung des Vereins und Vermögensbindung 

(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine 3/4-Mehrheit der in der 

Mitgliederversammlung anwesenden Mitglieder erforderlich. Der Beschluss kann nur nach 

rechtzeitiger Ankündigung in der Einladung zur Mitgliederversammlung gefasst werden. 

(2) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen 

des Vereins an […] (Anfallbegünstigter). Der Anfallbegünstigte darf es ausschließlich und 

unmittelbar für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. Beschlüsse 

über die künftige Verwendung des Vereinsvermögens dürfen erst nach Einwilligung des 

Finanzamtes ausgeführt werden. 

Die Vermögensbindung ist für gemeinnützige Einrichtungen zwingend vorgeschrieben. Gem. § 55 AO verpflichtet 

die gemeinnützige Einrichtung dazu, sicherzustellen, dass auch bei Beendigung der Einrichtung das Geld nicht 

doch privaten Zwecken zugeführt wird. In Verbindung mit § 61 AO ergibt sich damit die Pflicht, das 

Vermögen, das einmal (steuerprivilegiert) in den gemeinnützigen Bereich geflossen ist, auch (sozusagen für immer) 

dort zu belassen und dies gleich in der Satzung festzuschreiben. Die Einrichtung, die diese Zuwendung empfängt, 

muss also auch gemeinnützig sein. 

Aus der Vorschrift ergibt sich nicht, dass die Einrichtung eine bestimmte Rechtsform (z.B. e.V.) haben muss. 

Das deutsche Gemeinnützigkeitsrecht ist nämlich rechtsformneutral. 

Für die Suche nach einem geeigneten Anfallbegünstigten empfehlen wir folgendes: 

Häufig wird darauf geachtet, dass der Anfallbegünstigte sich im „gleichen Genre“ bewegt. Dies dürfte im 

vorliegenden Fall problematisch sein, da die Tätigkeit von OLPC sehr spezialisiert ist. 

Wir müssen aus anwaltlicher Vorsicht davon abraten, eine ausländische Einrichtung (insbesondere die OLPC 

Foundation) als Anfallbegünstigten anzugeben. Die Frage, ob dies überhaupt zulässig ist, ist derzeit gerichtlich 

ungeklärt. Denkbar wäre es allenfalls, insoweit als im konkreten Fall die hypothetischen Voraussetzungen für 

eine Anerkennung der Gemeinnützigkeit auch nach deutschem Recht vorlägen. Die Gemeinnützigkeit nach U.S. 

amerikanischem Recht bestimmt sich (auf Bundesebene) hauptsächlich nach United States Internal Revenue Code 

26 U.S.C. § 501(c) die deutsche Gemeinnützigkeit nach den §§ 50 ff. AO. Dabei sind die Ansätze höchst 

unterschiedlich. 
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Die Frage, ob eine andere Einrichtung, die in einem EU-Staat als gemeinnützig anerkannt ist, tauglicher 

Empfänger sein kann, ist ebenfalls von der Rechtsprechung noch nicht geklärt, wenngleich vieles dafür spricht., 

dass sich auch gemeinnützige Einrichtungen auf die Kapitalfreiheit berufen können sollten. Insbesondere könnte 

sich hier anbieten, OLPC Österreich als Empfänger zu benennen, da das deutsche und das österreichische 

Gemeinnützigkeitsrecht äußerst ähnlich sind. 

Ein Ausweg könnte auch darin bestehen, die Zuwendung an eine Auflage zu binden. Dies könnte dadurch 

geschehen, dass man eine deutsche gemeinnützige Einrichtung als Anfallbegünstigten benennt, der das Vermögen 

„zum Zwecke der Jugendbildung im Bereich der Vermittlung von Computerkenntnissen als Kulturfertigkeit“ 

benutzen soll. 

Mehrere Anfallberechtigte können auch in einem Rangordnungsverhältnis dergestalt angegeben werden, dass 

vorrangig die eine Einrichtung und (falls diese nicht oder nicht mehr gemeinützig) sein sollte) nachrangig eine 

andere Einrichtung begünstigt werden soll.  

Wir empfehlen, zumindest eine, nach deutschem Recht anerkannt gemeinnützige Einrichtung als 

Anfallbegünstigten zu benennen, der das Vermögen mit der vorbeschriebenen Auflage erhalten soll. 

Vorrangig können dann andere Einrichtungen benannt werden. 
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BEITRAGSSATZUNG  

Für die Mitgliedschaft im Verein OPLC Deutschland e.V. fallen Mitgliedsbeiträge nach folgender Satzung 

an: 

NATÜRLICHE PERSONEN  

Regulärer Beitrag       [10,00] € / Monat  

Leistungsempfänger von ALG II, Schüler, Studenten, Auszubildende [1,50] / Monat 

JURISTISCHE PERSONEN  

Regulärer Beitrag       [250,00] € / Monat  

Gemeinnützige Einrichtungen     [50,00] € / Monat  

 

Jedes Mitglied kann darüberhinaus dem Verein Spenden zukommen lassen. 

Jedes Mitglied, das eine natürliche Person ist, kann zudem beim Vorstand einen Antrag auf Stundung der 

Beiträge stellen. Die Stundung soll gewährt werden, wenn sich das Mitglied in einer Notlage befindet. 

Während der Stundung, die längstens 12 Monate dauern darf, werden die Beiträge nicht fällig und nicht 

verzinst. Das Mitglied hat nach Ablauf der Stundung die gestundeten Beiträge zu leisten. 

Die Mitgliedsbeiträge sind jeweils zum Ersten eines Monats fällig. Wird die Leistung nicht bis zum 15. 

eines Monats erbracht und beruht dies nicht auf einem Verschulden des Vereins, kommt das Mitglied 

automatisch mit dem Ablauf dieses Tages in Verzug. Während des Verzuges ist der Beitrag mit dem 

gesetzlichen Verzugszins von 5 Prozentpunkten über dem Basiszins gem. § 288 Abs. 1 BGB zu verzinsen. 

Jedes Mitglied kann zwischen einer Monatlichen, vierteljährlichen oder ganzjährigen Zahlung wählen, bei 

der jeweils der gesamte Betrag des gewählten Zeitraums im Voraus gezhalt werden muss. Verzug tritt 

nach den vorbeschriebenen Regeln, in diesen Fällen am 15. des ersten Monats ein, der schon zum 

Zeitraum gehört. Das Mitlgied gerät mit der vollen Summe des Zeitraum in Verzug.   

Beschlossen durch die Mitgliederversammlung am [DATUM] und gültig ab dem Tag, der auf den 

Beschluss folgt. 


